
419

I N H A L T

5324

D. Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

Allgemeinverfügung 
zur Durchführung des Arbeitszeitgesetzes — ArbZG —

Ausnahmebewilligung zur Beschäftigung 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern an 

Sonn- und Feiertagen und für Abweichungen von 
bestimmten Beschränkungen des ArbZG aus Anlass 

der Ausbreitung des Corona-Virus (SARS-CoV-2) 
in Deutschland gemäß § 15 Abs. 2 ArbZG

AV d. MS v. 24. 3. 2020 — 40012/1-15-02 —

A. Ausnahmebewilligung für Sonn- und Feiertagsarbeit

1. Auf der Grundlage von § 15 Abs. 2 ArbZG wird abweichend
von § 9 ArbZG die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen mit folgen-
den Tätigkeiten bewilligt:

— Produktion, Verpacken (inkl. Abfüllen), Kommissionie-
ren, Liefern, Be- und Entladen und Einräumen von Wa-
ren des täglichen Bedarfs (insbesondere Lebensmittel,
Getränke, Zeitungen, Zeitschriften, Toiletten- und Hy-
gieneartikel), sowie die dafür notwendige Produktion
aller erforderlichen Eingangsstoffe (Rohstoffe, Zwischen-
produkte),

— Produktion, Verpacken (inkl. Abfüllen), Kommissionie-
ren, Liefern, Be- und Entladen und Einräumen von Me-
dizinprodukten, Arzneimitteln, Impfstoffen sowie weitere
apothekenübliche Artikel und medizinisches Ver-
brauchsmaterial, sowie die dafür notwendige Produktion

aller erforderlichen Eingangsstoffe (Rohstoffe, Zwischen-
produkte),

— Produktion, Verpacken (inkl. Abfüllen), Kommissio-
nieren, Liefern, Be- und Entladen und Einräumen von
Produkten, die zur Eingrenzung, Bekämpfung und Be-
wältigung der Pandemie durch den Corona-Virus
(SARS-CoV-2) eingesetzt werden, sowie die dafür not-
wendige Produktion aller erforderlichen Eingangsstoffe
(Rohstoffe, Zwischenprodukte),

— Medizinische Behandlung und Versorgung von Patien-
tinnen und Patienten einschließlich Assistenz-, Hilfs-
und Labortätigkeiten,

— Produktion, Verpacken (inkl. Abfüllen), Kommissio-
nieren, Liefern, Be- und Entladen und Einräumen von
Futtermitteln, sowie die dafür notwendige Produktion
aller erforderlichen Eingangsstoffe (Rohstoffe, Zwischen-
produkte),
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— Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Finanz-
und Versicherungswesen, insbesondere Banken, Börsen,
Versicherungen und Finanzdienstleister,

— Produktion von Verpackungsmaterial für die oben auf-
geführten Waren und Produkte (insbesondere auch für
den Außer-Haus-Verkauf von Restaurationsbetrieben).

2. Abweichend von § 11 Abs. 3 ArbZG wird festgelegt, dass
für die im Rahmen der Ausnahmebewilligung geleistete
Sonn- und Feiertagsbeschäftigung innerhalb eines Zeit-
raums von acht Wochen ein Ersatzruhetag zu gewähren
ist.

B. Abweichungen von der täglichen Höchstarbeitszeit
1. Abweichend von § 3 ArbZG kann bei den unter Buchstabe A.

Nr. 1. genannten Tätigkeiten sowie insbesondere
a) bei Not- und Rettungsdiensten sowie bei der Feuerwehr,
b) zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und

Ordnung sowie der Funktionsfähigkeit von Gerichten
und Behörden und für Zwecke der Verteidigung,

c) in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur Be-
handlung, Pflege und Betreuung von Personen,

d) beim Rundfunk, bei Nachrichtenagenturen sowie bei
den der Tagesaktualität dienenden Tätigkeiten für an-
dere Presseerzeugnisse, bei tagesaktuellen Aufnahmen
auf Ton- und Bildträger,

e) in Verkehrs- und Hafenbetrieben,
f) in den Energie- und Wasserversorgungsbetrieben sowie

in Abfall- und Abwasserentsorgungsbetrieben,
g) in der Landwirtschaft und in der Tierhaltung sowie in

Einrichtungen zur Behandlung und Pflege von Tieren,
h) im Bewachungsgewerbe und bei der Bewachung von Be-

triebsanlagen,
i) bei der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit von

Datennetzen und Rechnersystemen,
die zulässige tägliche Arbeitszeit auf maximal 12 Stunden
pro Tag verlängert werden.

2. Die Arbeitszeit soll 60 Stunden wöchentlich nicht über-
schreiten.

C. Dokumentation
Abweichend von § 16 Abs. 2 ArbZG sind bei Inanspruch-

nahme der Ausnahmebewilligungen nach Buchstabe A. und B.
die Lage und die Dauer der tatsächlich geleisteten Arbeitszei-
ten (Beginn und Ende) und die Freischichten für jeden Be-
schäftigten in einer Monatsliste zu dokumentieren und auf
Verlangen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Die Arbeitszeit-
nachweise sind mit einer Aufstellung der betroffenen Beschäf-
tigten zwei Jahre lang aufzubewahren und der zuständigen
Aufsichtsbehörde auf Verlangen vorzulegen. 

D. Befristung
Die Bewilligung nach den Buchstaben A. und B. ist bis zum

31.05.2020 befristet. 

E. Inkrafttreten und Anordnung der sofortigen Vollziehung
1. Die Allgemeinverfügung wird hiermit öffentlich bekannt

gemacht. Sie gilt als am Tage nach ihrer Verkündung in
Nds. Ministerialblatt als bekannt gegeben.

2. Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) wird im öffentlichen Interesse die sofortige Voll-
ziehung der oben angeführten Regelungen angeordnet. 

Hinweise 
Mindestens 15 Sonntage im Jahr müssen beschäftigungsfrei

bleiben (§ 11 Abs. 1 ArbZG).
Nach § 4 ArbZG dürfen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer nicht länger als 6 Stunden ohne Ruhepause beschäftigt
werden. Die Arbeit ist durch im Voraus feststehende Ruhe-
pausen von mindestens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von
mehr als sechs bis zu neun Stunden und 45 Minuten bei einer
Arbeitszeit von mehr als neun Stunden insgesamt zu unter-

brechen. Die Ruhepausen können in Zeitabschnitte von jeweils
mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden. 

Die unter den Buchstaben A. und B. genannten Ausnahme-
regelungen gelten für Beschäftigte über 18 Jahre. Für minder-
jährige Beschäftigte bleibt es bei den Regelungen des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes. Für schwangere und stillende Frauen
gelten die Regelungen des Mutterschutzgesetzes.

Diese Genehmigung ersetzt nicht die Mitbestimmungsrechte
des Betriebsrates nach § 87 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVfG).

Begründung
I. Die Infektionen mit dem Virus SARS-CoV-2 breiten sich in
großer Geschwindigkeit in Deutschland flächendeckend aus.
Die Landesregierung hat auf Grund der Empfehlungen der
WHO und des RKI daher drastische Maßnahmen getroffen,
um die Ausbreitung des Virus zu verlangsamen. Dazu gehört
eine weitgehende Einschränkungen des öffentlichen Lebens.
II. Die vorliegende Entscheidung ergeht auf Grundlage des
§ 15 Abs. 2 ArbZG. Nach dieser Vorschrift kann die Aufsichts-
behörde abweichend u. a. von §§ 3 und 11 Abs. 2 ArbZG die
Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
über die zulässige Höchstarbeitszeit von täglichen acht Stun-
den zulassen, soweit über die im ArbZG vorgesehenen Aus-
nahmen hinaus weitergehende Ausnahmen im öffentlichen
Interesse dringend nötig werden. Ferner kann die Aufsichts-
behörde Ausnahmen von § 9 Abs. 1 ArbZG zulassen und Sonn-
und Feiertagsarbeit für zulässig erklären.
III. Nach § 15 Abs. 2 ArbZG kann die Aufsichtsbehörde über
die im Gesetz vorgesehenen Ausnahmen hinaus weitergehen-
de Ausnahmen zulassen, soweit sie im öffentlichen Interesse
dringend nötig sind. Diese Voraussetzungen liegen vor.

Die im Arbeitszeitgesetz neben § 15 Abs.2 ArbZG vorgese-
henen gesetzlichen und behördlichen Ausnahmen und Ab-
weichungen vom Sonn- und Feiertagsarbeitsverbot reichen nicht
aus, um die im dringenden öffentlichen Interesse zu erledi-
genden Arbeiten ausführen zu können.

Das für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung auf der
Grundlage des § 15 Abs.2 ArbZG erforderliche dringende öf-
fentliche Interesse ist gegeben. Öffentliche Interessen sind
grundsätzlich nur Interessen der Allgemeinheit. Außer Betracht
zu bleiben haben damit in der Regel alle privaten, insbesonde-
re wirtschaftlichen Belange der Betriebe, die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen beschäftigen
wollen. Das öffentliche Interesse muss auch ein gewisses Ge-
wicht haben. Erforderlich ist, dass die Maßnahmen einem er-
heblichen Teil der Bevölkerung dienen. Die Ausnahme muss
schließlich dringend nötig werden. Das ist nur der Fall, wenn
ohne eine unverzüglich erteilte Ausnahmebewilligung ganz
erhebliche, für die Allgemeinheit nicht hinnehmbare Nachteile
entstehen, diese aber durch die Ausnahme vermieden werden
können.

Diese Voraussetzungen sind erfüllt. Infektionen mit dem Virus
SARS-CoV-2 sind inzwischen in allen Bundesländern nachge-
wiesen. Die Anzahl der Infizierten nimmt aktuell weiter zu
und die WHO hat die Ausbreitung des Virus als Pandemie
eingestuft. Die durch die Länder zur Eindämmung der Aus-
breitung zu ergreifenden Maßnahmen reichen von der Unter-
sagung von Veranstaltungen bis hin zur Schließung von
Schulen und Kindertageseinrichtungen. Die Bevölkerung ist
dazu angehalten, soziale Kontakte — soweit es möglich ist —
zu vermeiden.

Die hierdurch entstehende Verunsicherung der Bevölkerung
führt zu einer vermehrten Bevorratung an diversen Artikeln
des täglichen Bedarfs wie Trockenlebensmitteln, Hygienearti-
keln, Desinfektionsmitteln und dergleichen. Die dadurch ent-
stehenden Lücken im Einzelhandel und in Apotheken können
zu weiterer Verunsicherung der Bevölkerung über die aktuelle
Versorgungslage führen. Um dies zu verhindern und die Ver-
sorgung der Bevölkerung im Einzelhandel und in Apotheken
mit Waren, die im Zusammenhang mit der Verbreitung des
SARS-CoV-2 und der Erkrankung mit COVID-19 besonders
nachgefragt sind, sicherzustellen, ist die Zulassung der Produk-
tion und Kommissionierung dieser Waren, die Be- und Entla-
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detätigkeiten von Transportfahrzeugen mit diesen Waren
sowie die weiteren damit zusammenhängenden Tätigkeiten,
die oben explizit aufgeführt sind, an Sonn- und Feiertagen im
öffentlichen Interesse dringend nötig. Ferner wird die flexible
Erbringung medizinischer Behandlung und Versorgung unter
anderem auch in niedergelassenen Arztpraxen an Sonn- und
Feiertagen ermöglicht. 

Darüber hinaus ist im weiteren Verlauf der Ausbreitung der
Infektion mit einem stark erhöhten Krankenstand bei den Be-
schäftigten zu rechnen. Durch Quarantänemaßnahmen, Grenz-
schließungen und etwaige Verpflichtungen zur Kinderbe-
treuung aufgrund der Schließung Schulen und Kindergärten
können zusätzliche Fehlzeiten von Personal entstehen. Um
möglichen kritischen Personalengpässen in systemrelevanten
Branchen vorzubeugen, wird daher die Begrenzung der tägli-
chen Höchstarbeitszeit für diese Beschäftigten für einen befri-
steten Zeitraum auf zwölf Stunden erhöht. Damit haben die
Betriebe die nötige Flexibilität, um mit dem vorhandenen Per-
sonal kurzzeitig erhöhte Fehlzeiten auszugleichen und die für
die Versorgung der Bevölkerung und die Funktionsfähigkeit der
Infrastrukturen unverzichtbaren Leistungen sicherzustellen.

Durch die Regelungen wird die organisatorische Möglich-
keit geschaffen, in Schichten zu arbeiten, um Infektionen zu
vermeiden solange dies zur Bekämpfung des Corona-Virus ge-
boten ist.

Da die derzeitige Entwicklung der Ausbreitung des Virus
und der Erkrankungen nicht vollständig abschätzbar ist, wurde
unter Berücksichtigung des im Grundgesetz verankerten Sonn-
und Feiertagsschutzes diese Bewilligung befristet bis zum
31.05.2020 erlassen.
IV. Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Voll-
ziehung dieser Ausnahmegenehmigung zur umgehenden Si-
cherstellung der Versorgungslage der Bevölkerung überwiegt

das eventuelle Aufschubinteresse der von dieser Allgemein-
verfügung Betroffenen. Ohne die sofortige Ermöglichung von
Ausnahmen ist die lückenlose Versorgung der Bevölkerung
und die Funktionsfähigkeit der systemrelevanten Infrastruk-
tur gefährdet. Demgegenüber sind die Interessen der in den re-
levanten Branchen beschäftigten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern an beschäftigungsfreien Sonn- und Feiertagen
sowie an einer Begrenzung der Höchstarbeitszeit auf zehn
Stunden für den begrenzten Zeitraum der Ausnahmegeneh-
migung von geringerem Gewicht. Daher muss vorliegend das
Interesse der aufschiebenden Wirkung eines Widerspruchs ge-
genüber dem besonderen öffentlichen Interesse am sofortigen
Vollzug dieser Ausnahmegenehmigung zurücktreten.

Diese Allgemeinverfügung kann ganz oder teilweise jederzeit
widerrufen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Mo-

nats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Han-
nover, Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover erhoben werden.

Eine Klage gegen diese Allgemeinverfügung hat in Anbetracht
der Anordnung der sofortigen Vollziehung keine aufschiebende
Wirkung. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Hannover
nach § 80 Abs. 5 VwGO die aufschiebende Wirkung der Klage
wiederherstellen.

Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung

Im Auftrage

H e u e r
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Allgemeinverfügung 
zur Umsetzung der Bekanntmachung nach § 79 Absatz 5 

Arzneimittelgesetz (AMG) des Bundesministeriums 
für Gesundheit (BMG) vom 27. Februar 2020 

(BAnz AT 27.02.2020 B4) 
bezüglich der Einzeleinfuhr von Remdesivir 

im Rahmen von individuellen Heilversuchen von schwer 
erkrankten COVID-19 Patientinnen und Patienten

AV d. MS v. 24. 3. 2020 — 41405/1/3/24/002 —

Auf der Grundlage von § 79 Absatz 5 AMG in Verbindung
mit der Bekanntmachung des BMG vom 27. Februar 2020
(BAnz AT 27.02.2020 B4) und in Verbindung mit § 102 Abs. 1
des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördengesetz
(NPOG) vom 19. Januar 2005 zuletzt geändert durch Gesetz
vom 17.12.2019 wird ein befristetes Abweichen von den Vor-
gaben des AMG wie folgt gestattet:

Den Kliniken und Krankenhäusern in Niedersachsen wird
hiermit gestattet das Präparat 

Remdesivir
der Firma
Gilead Sciences, Inc.
550 Cliffside Drive
San Dimas, Ca 91773,
USA
c/o Fisher Clinical Services GmbH
Steinbühlweg 69
4123 Allschwill
Switzerland
aufgrund des § 79 Abs. 5 AMG entgegen den Bestimmungen
der §§ 72 ff. AMG in den Geltungsbereich des AMG zu ver-
bringen. 

Es handelt sich um eine Einfuhr für Einzelfälle von schwer
erkrankten COVID-19 Patientinnen und Patienten im Rahmen

von individuellen Heilversuchen. Die Beurteilung der medizi-
nischen Notwendigkeit der Behandlung der Patientinnen oder
Patienten mit dem Präparat, die Verantwortlichkeit für die
Durchführung des individuellen Heilversuchs sowie die Do-
kumentationspflicht liegen bei der behandelnden Ärztin oder
dem behandelnden Arzt.

Die Einfuhr liegt im öffentlichen Interesse. Auf die Vorlage
einer Einfuhrerlaubnis kann für diese Fälle verzichtet werden.

Diese Allgemeinverfügung gilt bis einschließlich 30.06.2020
und ist zugleich als Bescheinigung nach § 72 a Abs. 1 S. 1 Nr. 3
AMG anzuerkennen. Diese Allgemeinverfügung wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht. Sie tritt am Tage nach ihrer Ver-
kündung im Nds. Ministerialblatt in Kraft und mit Ablauf des
30.06.2020 außer Kraft. 

Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit widerrufen werden.
Sie erlischt zudem mit sofortiger Wirkung, sofern das Bun-

desministerium für Gesundheit die Bekanntmachung vom
26.02.2020 nach § 79 Abs. 5 AMG rechtswirksam für beendet
erklärt.

Begründung:
Mit Bekanntmachung nach § 79 Absatz 5 AMG hat das Bun-
desministerium für Gesundheit im Zusammenhang mit dem
neuartigen Coronavirus (COVID-19) festgestellt, dass diese be-
drohliche übertragbare Krankheit wegen ihrer Ausbreitung
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eine sofortige und das übliche Maß erheblich überschreitende
Bereitstellung spezifischer Arzneimittel erforderlich macht
(siehe Bundesanzeiger v. 27.02.2020). Diese Allgemeinverfü-
gung dient der ergänzenden Notversorgung bestimmter erkrank-
ter Personen in Verantwortung der behandelnden ärztlichen
Person.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Hannover,
Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover erhoben werden.
Hinweis: Anfechtungsklagen haben gemäß § 79 Abs. 6 AMG
keine aufschiebende Wirkung.

Hannover, den 24.03.2020

Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung

Im Auftrage

C l a u d i a  S c h r ö d e r
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